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Heute, 19.11.2025:
14:00 bis 15:00

Gleich geht‘s los:
Warmup:
Wie weit und wem gegenüber ist ein Versorgungsträger zur 
Auskunft, Erläuterung einer Auskunft, Darlegung von 
Alternativberechnungen etc. verpflichtet?

Thema:  Ist KI bei Bearbeitung von Fällen im 
Versorgungsausgleich ein hilfreiches oder gefährliches 
Werkzeug? – Ein Selbsttest und Erfahrungsaustausch
Moderation: Jörn Hauß

Homepage Kaffeerunde:  Test Literaturübersicht
www.KaffeerundeVA.de/rechtsprechung/

Fragen zum VA für die Kaffeerunde am besten vorab stellen.

Wer den Newsletter VA und damit an die Kaffeerunden erinnert 
werden möchte, schreibt einfach eine Mail an:

Hauss@anwaelte-du.de

bitte mit Namen & vollständiger Adresse!!

Rechtskraft „vergessene Anrechte“ im VA 

OLG Müchen v. 24.6.2025 - 16 UF 377/25

▪ Rechtskraft: Der Nichtausgleich vergessener oder übergangener Anrechte erwächst in 

Rechtskraft.

▪ Beschwerdefrist: Auch wenn ein Muss-Beteiligter (Versorgungsträger) keine Zustellung 

erhält, läuft die Beschwerdefrist (§ 63 FamFG).

▪ Differenzierung: Fälle mit geregeltem Anrecht, aber vergessenem Versorgungsträger → 

Fristlauf nach § 63 FamFG.

▪ Fälle mit gänzlich übersehenem Anrecht → ebenfalls Rechtskraft, kein unbefristetes 

Beschwerderecht.

▪ Abgrenzung zu anderer Rechtsprechung: Entscheidungen zu externen Teilungen oder nicht 

hinzugezogenen Beteiligten sind nicht vergleichbar, da dort das Anrecht geregelt war.

▪ Konsequenz: Ein übergangener Versorgungsträger kann nur innerhalb der allgemeinen 

Fristen Beschwerde einlegen; nach Fristablauf ist die Entscheidung endgültig.
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(1) Der Arbeitgeber oder der Versorgungsträger hat dem Arbeitnehmer auf dessen Verlangen 

mitzuteilen,

1. …,

2. wie hoch der Anspruch auf betriebliche Altersversorgung aus der bisher erworbenen 

Anwartschaft ist und bei Erreichen der in der Versorgungsregelung vorgesehenen Altersgrenze 

voraussichtlich sein wird,

3. wie sich eine Beendigung des Arbeitsverhältnisses auf die Anwartschaft auswirkt und …

(2) 1Der Arbeitgeber oder der Versorgungsträger hat dem Arbeitnehmer oder dem 

ausgeschiedenen Arbeitnehmer auf dessen Verlangen mitzuteilen, wie hoch bei einer Übertragung 

der Anwartschaft nach § 4 Absatz 3 der Übertragungswert ist. …

(3) 1Der Arbeitgeber oder der Versorgungsträger hat dem ausgeschiedenen Arbeitnehmer auf 

dessen Verlangen mitzuteilen, wie hoch die Anwartschaft auf betriebliche Altersversorgung ist und wie 

sich die Anwartschaft künftig entwickeln wird. 2Satz 1 gilt entsprechend für Hinterbliebene im 

Versorgungsfall.

(4) Die Auskunft muss verständlich, in Textform und in angemessener Frist erteilt werden.

Auskunft des Arbeitnehmers bezgl. bAV, § 4a BetrAVG

▪ § 4 Abs. 5 BetrAVG:

(5) Der Übertragungswert entspricht bei einer unmittelbar über den Arbeitgeber 

oder über eine Unterstützungskasse durchgeführten betrieblichen 

Altersversorgung dem Barwert der nach § 2 bemessenen künftigen 

Versorgungsleistung im Zeitpunkt der Übertragung; bei der Berechnung des 

Barwerts sind die Rechnungsgrundlagen sowie die anerkannten Regeln der 

Versicherungsmathematik maßgebend. Soweit die betriebliche Altersversorgung 

über einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung 

durchgeführt worden ist, entspricht der Übertragungswert dem gebildeten 

Kapital im Zeitpunkt der Übertragung.

Auskunftsinhalt in der bAV
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§ 7 AltZertG / §§ 153 ff. VVG

▪ § 155 VVG Standmitteilung

▪ (1) Bei Versicherungen mit Überschussbeteiligung hat der Versicherer den VN jährlich in 

Textform über den aktuellen Stand seiner Ansprüche unter Einbeziehung der 

Überschussbeteiligung zu unterrichten. Dabei hat er mitzuteilen, inwieweit diese 

Überschussbeteiligung garantiert ist. Im Einzelnen hat der Versicherer Folgendes anzugeben:

▪ 1. die vereinbarte Leistung bei Eintritt eines Versicherungsfalles zuzüglich Überschussbeteiligung zu dem in 

der Standmitteilung bezeichneten maßgeblichen Zeitpunkt,

▪ 2. die vereinbarte Leistung zuzüglich garantierter Überschussbeteiligung bei Ablauf des Vertrags oder bei 

Rentenbeginn unter der Voraussetzung einer unveränderten Vertragsfortführung,

▪ 3. die vereinbarte Leistung zuzüglich garantierter Überschussbeteiligung zum Ablauf des Vertrags oder zum 

Rentenbeginn unter der Voraussetzung einer prämienfreien Versicherung,

▪ 4. den Auszahlungsbetrag bei Kündigung des Versicherungsnehmers,

▪ 5. die Summe der gezahlten Prämien bei Verträgen, die ab dem 1. Juli 2018 abgeschlossen werden; im Übrigen 

kann über die Summe der gezahlten Prämien in Textform Auskunft verlangt werden.

Zertifizierte Versorgungen / Private Altersversorgung

▪ In der bAV kann der Versicherte EzE-nah vom Arbeitgeber bzw. 

der Versicherung Auskunft über den Stand der Versicherung 

verlangen § 4a BetrAVG.  Daraus lässt sich der Ehezeitanteil der 

Versorgung meist abschätzen.

▪ In der pAV kann teilweise über die jährlichen „Standmitteilungen“ 

nach § 155 VVG versorgungsausgleichsarchäologisch der Wert 

des Ehezeitanteils abgeschätzt werden.

▪ Der Versicherte hat weitergehende Auskunftsrechte gegen die 

Versorgungsträger m.E. nicht.

Konsequenz für das Auskunftsrecht des Versicherten:
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▪ Ehezeit: 1.12.2004 – 30.6.2024 Auskünfte erteilt

▪ Ehemann51: DRV AusglWert 19,9444 EP

▪ Ehefrau49: 

▪ DRV AusglWert 7,5574

▪ pAV(1) AusglWert: 10.000 €

▪ pAV(2) AusglWert: 5.400 €

▪ Zzgl. eines Bagatellanrechts

▪ Nach Entscheidungsvorschlag des Gerichts: Einigung der 

Ehegatten: Versorgungserwerb wird auf 1.12.2012 – 31.12.2019 

begrenzt.

Fall eines Kollegen

▪ „Das Gericht hat Zweifel an der Zulässigkeit dieser Vorgehensweise, zudem ist damit ein 

erneuter zeitlicher Aufwand verbunden(+), 

▪ so dass der Verfahrenswert dann auch mit 10 Anrechten(??) berechnet werden müsste (-), 

wenn die Vorgehensweise überhaupt möglich ist(??). 

▪ Denn die Ehezeit endet am letzten Tag des Monats vor Zustellung des Scheidungsantrags(!). 

▪ In den Versorgungsausgleich sind alle Anrechte einzubeziehen, die in der Ehezeit erworben 

wurden (§§ 1, 3 VersAusglG)(!). 

▪ Eine vertragliche Veränderung der Ehezeit ist nicht möglich(+). Die Eheleute können jedoch 

vereinbaren, dass Anrechte ab einem bestimmten Zeitpunkt nicht in den Ausgleich 

eingezogen werden (!!) (MAH FamR/Grziwotz, 5. Aufl. 2020, § 24 Rn. 183, beck-online)“

▪ Aus dem Vergleich: „Die Parteien erklären, dass der Versorgungsausgleich nur für den 

Zeitraum der Eheschließung ab dem 30.12.2004 bis 31.12.2019 durchgeführt werden soll 

und bitten insoweit um gerichtliche Genehmigung.“

Fall eines Kollegen
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▪ § 220 Abs. 4 FamFG:

▪ „(4) Der Versorgungsträger ist verpflichtet, die nach § 5 des VersAusglG 

benötigten Werte einschließlich einer übersichtlichen1 und 

nachvollziehbaren2 Berechnung sowie der für die Teilung maßgeblichen 

Regelungen mitzuteilen3. Das Gericht kann den Versorgungsträger von 

Amts wegen oder auf Antrag eines Beteiligten auffordern, die Einzelheiten der 

Wertermittlung zu erläutern4.“

▪ § 5 VersAusglG 

▪ (1) Der Versorgungsträger berechnet den Ehezeitanteil des Anrechts …

▪ (2) Zeitpunkt für Bewertung: Ehezeitende (oder anders?)

▪ (3) Vorschlag des Versorgungsträgers für die Bestimmung des 

Ausgleichswerts

Verfahrensrechtliche Auskunftsverpflichtung der 

Versorgungsträger gegenüber Gericht

▪ § 13 VersAusglG ermöglicht nicht die Geltendmachung von Kosten für die 

Auskunftserteilung nach §§ 5 VersAusglG, 220 FamFG

▪ Mehrfache Auskünfte nach § 220 Abs. 4 FamFG sind grundsätzlich zumutbar, 

solange sie sich im Rahmen der gesetzlichen Auskunftspflicht bewegen und zur 

sachgerechten Entscheidung nötig sind. Eine starre “Obergrenze” (z.B. nur eine oder 

zwei Auskünfte) gibt es nicht. 

▪ Die hierfür entstehenden Aufwände sind aber keine „Teilungskosten“ i.S.v. § 13 

VersAusglG. Der Versorgungsträger kann für mehrfache Auskünfte nicht mehrfach 

Teilungskosten verlangen; die Auskunftskosten sind überhaupt nicht über § 13 

VersAusglG umlagefähig.

▪ Papier zu Umfang und Frequenz der Auskunftspflicht der Versorgungsträger

und der Frage, ob Gerichtsgebühren für eine mehrfache Auskunft erhöht 

werden dürfen 

Wie oft ist einem betrieblichen oder privaten Versorgungsträger die 

Auskunftserteilung im Verfahren zumutbar?
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In einem typischen Szenario – VA als Folgesache der Scheidung, das Gericht 

holt mehrfach Auskünfte bei Versorgungsträgern ein – gilt: 

▪ Nein, allein wegen mehrfacher Auskünfte nach § 220 IV FamFG darf das Gericht 

die Gerichtskosten für den VA nicht „draufschlagen“. 

▪ Die Gerichtskosten hängen am Verfahrenswert nach § 50 Abs. 1 FamGKG, und 

dieser richtet sich nach Einkommen und Anzahl der Anrechte. 

▪ Eine Korrektur nach § 50 Abs. 3 FamGKG ist nur bei wirklicher Unbilligkeit 

gedacht und wird laut OLG-Rechtsprechung restriktiv gehandhabt – bloß 

mehrfach eingeholte Auskünfte sind dafür normalerweise nicht genug

▪ Ein „Aufschlag“ erfolgt ja schließlich auch nicht im Fall einer 

„Rentnerscheidung“, bei der eine rechtskraftnahe Entscheidung ohnehin 

eingeholt werden muss.

Erhöhung des Verfahrenswerts nach § 50 FamGKG als 

„Sanktion“ für späte Vergleiche zum VA?

▪  Sehr geehrter Herr Kollege Hauß, 

▪ ich vertrete in einem Scheidungsverfahren die Ehefrau, deren Mann in 

der Zeit seiner Berufstätigkeit in Brasilien in den sogenannten FGTS 

eingezahlt hat. Ich füge als Anlage deren Auskunft vom 13.06.2019 

sowie eine weitere Unterlage, wohl über die eingezahlten Beträge bei. 

▪ Ich weiß nicht, wie diese Versorgungsanwartschaft im Rahmen des 

Versorgungsausgleichs zu behandeln ist und wäre Ihnen dankbar, 
wenn Sie meiner Mandantin insoweit weiterhelfen könnten. 

1. Teil: „Hilf Dir selbst …“

    Möglichkeiten der KI am konkreten Beispiel

Anfrage an MS-Pilot: Wie funktioniert die brasilianische 

FGTS-Versorgung?
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▪ Die brasilianische FGTS-Versorgung ist ein staatlich verwaltetes System, bei dem 

Arbeitgeber monatlich 8 % des Gehalts ihrer Angestellten auf ein individuelles Konto 

einzahlen, das als finanzielle Absicherung bei Kündigung, Krankheit oder anderen 

Lebensereignissen dient.

▪ Was ist FGTS?

FGTS steht für Fundo de Garantia do Tempo de Serviço – auf Deutsch: Garantiefonds für Dienstzeit. Es handelt 

sich um eine Art Abfindungs- und Vorsorgefonds, der 1966 eingeführt wurde, um Arbeitnehmer zu schützen, die 

ohne triftigen Grund entlassen werden.

▪ Wer ist berechtigt?

▪ Folgende Gruppen profitieren vom FGTS:

▪ Arbeitnehmer mit Arbeitsvertrag nach dem brasilianischen Arbeitsgesetzbuch (CLT)

▪ Landarbeiter

▪ Temporär Beschäftigte

▪ Hausangestellte (freiwillig durch den Arbeitgeber)

▪ Berufssportler

▪ Geschäftsführer ohne Angestelltenstatus (diretor não empregado)

Antwort MS Pilot

▪ Wie funktioniert die Einzahlung?

▪ Arbeitgeber zahlen monatlich 8 % des Bruttogehalts auf ein Konto bei der staatlichen Bank Caixa 

Econômica Federal im Namen des Arbeitnehmers.

▪ Für Auszubildende beträgt der Satz nur 2 %.

▪ Die Einzahlung muss bis zum 7. Tag des Folgemonats erfolgen.

▪  Verwendung der FGTS-Mittel

▪ Arbeitnehmer können auf ihr FGTS-Guthaben zugreifen bei:

▪ Kündigung ohne triftigen Grund

▪ Kauf oder Bau eines Eigenheims

▪ Ruhestand

▪ Schwerer Krankheit (z. B. Krebs, HIV)

▪ Naturkatastrophen oder Notlagen

Antwort MS Pilot

Bietet der Fonds im Ruhestandsfall eine 

lebenslange Rente?
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▪ Nein, der brasilianische FGTS-Fonds bietet im Ruhestandsfall keine lebenslange 

Rente. Stattdessen handelt es sich um ein angespartes Guthaben, das einmalig oder in 

Teilbeträgen ausgezahlt wird.

▪  Was passiert mit dem FGTS im Ruhestand?

▪ Der FGTS (Fundo de Garantia do Tempo de Serviço) ist ein Ansparfonds, der durch monatliche 

Arbeitgeberbeiträge (8 % des Gehalts) gefüllt wird. Im Ruhestand kann der Arbeitnehmer:

▪ das gesamte Guthaben auf einmal abheben

▪ Teilbeträge entnehmen, z. B. jährlich oder nach Bedarf

▪ Es gibt jedoch keine automatische monatliche Rentenzahlung wie bei einer klassischen Rentenversicherung.

▪  Auszahlungsvoraussetzungen

▪ Ein Zugriff auf das FGTS-Guthaben ist möglich bei:

▪ Eintritt in den Ruhestand (nachweislich durch das Rentensystem)

▪ Kündigung ohne triftigen Grund

▪ Erwerb von Wohneigentum

▪ Schwerer Krankheit (z. B. Krebs, HIV)

▪ Tod des Arbeitnehmers (Auszahlung an Erben)

Antwort MS Pilot

Kann das Kapital der FGTS auch bei Scheidung ausgezahlt werden?

▪ Ja, das während der Ehe angesparte FGTS-Guthaben wird bei einer Scheidung in Brasilien als 

gemeinschaftliches Vermögen betrachtet und muss unter den Ehepartnern aufgeteilt werden – es 

kann also anteilig ausgezahlt werden.

 Aktuelle Rechtslage: Ein Urteil des brasilianischen Obersten Gerichtshofs (STJ) vom 10/2025 hat bestätigt:

„Das während der Ehe angesammelte FGTS-Guthaben ist Teil des gemeinsamen Vermögens und muss bei der 

Scheidung aufgeteilt werden.“1

Das gilt insbesondere für Paare, die im Güterstand der Errungenschaftsgemeinschaft (comunhão parcial de bens) oder 

der Gesamtgütergemeinschaft (comunhão universal de bens) verheiratet waren.

▪  Praktische Bedeutung

▪ Das Guthaben muss nicht vorher abgehoben worden sein, um in die Vermögensaufteilung zu fallen.

▪ Es zählt wie jedes andere während der Ehe erworbene Vermögen (z. B. Immobilien, Fahrzeuge, Ersparnisse).

▪ Die Auszahlung erfolgt im Rahmen der gerichtlichen oder notariellen Scheidungsvereinbarung.

▪  Voraussetzungen

▪ Die Ehe muss rechtlich anerkannt sein.

▪ Es muss sich um Guthaben handeln, das während der Ehezeit angesammelt wurde.

▪ Die Aufteilung erfolgt nicht automatisch, sondern muss im Scheidungsverfahren geltend gemacht werden.

Antwort MS Pilot
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▪  Fazit

▪ Das FGTS-Guthaben ist nicht nur eine soziale Absicherung für 

den Arbeitnehmer, sondern auch ein vermögensrechtlicher 

Faktor bei Trennung oder Scheidung. Wer in Brasilien 

verheiratet ist, sollte diesen Aspekt bei der Vermögensplanung 

und Eheverträgen berücksichtigen.

Antwort MS Pilot

Fazit: Hilf Dir selbst mit KI

▪ Bitte grundsätzlich folgendes beachten:

▪ KI ersetzt keine Kenntnisse der 
dogmatischen Strukturen des FamR

▪ KI-Ergebnisse immer auf juristische 
Plausibilität prüfen

▪ KI liefert meist gute Informationen, aber 
nur selten kreative Argumente

▪ Von der KI angeforderte und von ihr 
mitgeteilte Fundstellen stets kurz auf 
Existenz und Plausibilität prüfen

▪ Aufträge an die KI stets präzise 
formulieren und ggfls auch einen 
Sachverhalt mitteilen

▪ Bei Zweifeln an der Richtigkeit lohnt oft 
die Nachfrage: „Bist Du sicher?“

Auftrag jenseits der Juristerei: „Bitte entwerfe eine Karikatur 

folgenden Inhalts: Eine Juristin hat Informationsbedarf zu einer 

schwierigen und komplexen Frage des Güterrechts. Sie beauftragt die 

KI mit der Informationsbeschaffung und sitzt nun gespannt vor dem 

Bildschirm und freut sich über die größtenteils treffsicheren Antworten“ 

(wie auch das Bild: 75 Sekunden)
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▪ FGTS-Guthaben können nicht beliebig ausgezahlt werden 

sondern nur: Hauptgründe für die Auszahlung von FGTS-

Guthaben

1. Ungerechtfertigte Kündigung Der klassische Fall: Bei einer Kündigung 

ohne triftigen Grund kann der Arbeitnehmer das gesamte FGTS-Guthaben 

abheben (neben dem staatl. „Seguro-Desemprego“)

2. Jubiläumsabhebung (Saque-Aniversário) Jährliche Teilabhebung im 

Geburtsmonat der berechtigten Person. Wer diese Option wählt, kann im 

Kündigungsfall nicht das volle Guthaben abheben.

3. Immobilienkauf oder -finanzierung Das Guthaben kann für Anzahlungen 

oder zur Tilgung von Hypoth. selbstbewohnter Immob. verwendet werden.

4. Schwere Krankheiten Bei Diagnosen wie Krebs oder HIV kann das 

Guthaben zur Deckung von Behandlungskosten abgerufen werden.

5. Naturkatastrophen Wenn der Wohnort von Überschwemmungen, 

Erdrutschen oder ähnlichen Katastrophen betroffen ist, ist eine Auszahlung 

möglich.

6. Ruhestand oder Renteneintritt Bei Eintritt in den Ruhestand kann das 

gesamte Guthaben abgehoben werden oder eine feste Anzahl Raten. 

Fortsetzung KI & FGTS-Guthaben im Güterrecht?

Klassifizierung

▪ Einkommensersatz oder 

Güterrecht?

▪ Zukünfftiges Einkommen; bei 

ehezeitl Optionsausübung: 

Einkommen sonst ZGA

▪ Güterrecht, aber BGH XII ZB 400/22 
(zukünftig fällige Lohnbestandteile)

▪ Krankengeld = Einkommen

▪ Risikokapital (weder U noch ZGA)

▪ ZGA (Höhe aber unbestimmbar vgl. 

1 - 6)

▪ OLG FfM 5 UF 88/20 v. 31.8.2022 = FamRB 2023, 222 (Hauß) = NZFam 2023, 420 (Kohlenberg)

Anwartschaften auf aufgeschobene variable Vergütung stellen bereits vor Ablauf des Zurückbehaltungs-

zeitraums rechtlich geschützte und der Bewertung zugängliche Vermögenspositionen dar und können 

in den Zugewinnausgleich als Vermögensposition einbezogen werden.(Rn.78)

▪ Nachfolgend: BGH v. 13.9.2023 XII ZB 400/22 = FamRZ 23, 1941 (Müting/Uecker; FamRB 23, 

484 (Hauß); NZFam 24, 156 (Kohlenberg):

„Anwartschaften auf aufgeschobene variable Vergütung stellen vor Ablauf des Zurückbehaltungszeitraums 

keine rechtlich geschützten und der Bewertung zugängliche Vermögenspositionen dar und können 

daher in den Zugewinnausgleich nicht als Vermögenspositionen einbezogen werden.“

▪ These: 

Vor dem Hintergrund der BGH-Entscheidung ist m.E. ein mit nachehezeitlichen Ausübungsoptionen 

versehene Vermögensposition sowohl dem güterrechtlichen als auch dem 

versorgungsausgleichsrechtlichen Ausgleich entzogen. 

FGTS-Guthaben und seine güterrechtliche Bewertung

▪ Variante: würde das FGTS-Guthaben in eine lebenslange Rentenzahlung münden, wäre es über den 

sVA auszugleichen, abzufinden und nach § 22 auch als Kapitalauszahlung zu erfassen.
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Brasiliens FGTS-Guthaben und Ausgleich

▪ Hoffnungsschimmer: Die FGTS-
Guthaben unterliegen in Brasilien 
im Scheidungsfall der Realteilung, 
falls der gesetzliche Güterstand der 
Errungenschaftsgemeinschaft 
nicht modifiziert wurde 
(Entscheidung STJ von 10/2025)

D.h. die ausglber. Person 
könnte möglicherweise in 
Brasilien erreichen, dass der 
Ehezeitanteil des FGTS-
Guthabens zu ½ auf sie 
übertragen wird.

Oberste Gerichtshof Brasiliens entscheidet, dass 

FGTS-Guthaben in die Aufteilung des Vermögens 

zwischen Ehegatten im Fall der Scheidung einfließt 

Fehler der KI entstehen meist aus ihrer Überschätzung …

▪ der falschen Wahl des KI-Instruments: 

▪ „Frag den Grüneberg“ kann auch nur „Grüneberg“

▪ „Entscheidungsrecherchen“ scheitern teilweise 

daran, dass Entscheidungen ‚abgeschottet‘ sind, sie 

wären einzugeben (Hammer);

▪ einer Überschätzung der KI-Leistung durch 

überkomplexe Aufgabenstellung, deren 

Lösung Kenntnisse juristischer Dogmatik, 

rechtphilosophischer Grundlagen erfordert; 

KI ist nicht „intelligent“ sondern nur 

„kenntnisreich“ (Nagel);

▪ einer unzureichend differenzierten 

Aufgabenstellung. Die Formulierung der zu 

lösenden Aufgaben oder der zu 

beschaffenden Informationen setzt meist 

Kenntnisse des juristischen Gegenstandes 

voraus.

……………
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https://de.clickpetroleoegas.com.br/neue-STJ-Entscheidung-best%C3%A4tigt--dass-das-w%C3%A4hrend-der-Ehe-angesammelte-FGTS-Guthaben-bei-der-Scheidung-aufgeteilt-werden-muss-vml97/#goog_rewarded
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▪ Otto Schmidt Answers (1):

…

Zusammenfassend: Hinweis auf Bührer (FamRZ 2024, 989)

▪ Bei ausgleichsreifen Anrechten inländischer Versorgungsträger: Zurückhaltung laufender 

Leistungen nach § 29 VersAusglG möglich.

▪ Bei nicht ausgleichsreifen Anrechten (z.B. bei internationalen Versorgungsträgern): Keine 

Zurückhaltungspflicht, da § 29 VersAusglG nicht anwendbar.

▪ Die Regelung gilt ab Einleitung des Scheidungsverfahrens bis zur rechtskräftigen Entscheidung 

über den Versorgungsausgleich.

▪ Konkrete Pauschalen oder Höchstgrenzen sind gesetzlich nicht vorgesehen; maßgeblich ist der 

Umfang der laufenden Leistungen.

Nachfrage:

In dem Aufsatz steht zur Fragestellung nichts und die Antwort ist wohl auch falsch

Hat ein Versorgungsträger, der jährliche Kapitalzahlungen aus einer Versorgung bereits erbringt 

im Hinblick auf § 29 VersAusglG nach Einleitung des Scheidungsverfahrens laufende Leistungen 

an den Versicherten bis zum rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens zurückzuhalten?

▪ Otto Schmidt Answers (2)

▪ Zusammenfassend: Laufende Leistungen (wie jährliche Kapitalzahlungen) sind 

nach § 29 VersAusglG nicht zurückzuhalten. Nur Abfindungen, Kapitalisierungen 

und vergleichbare Leistungen, die das Anrecht zum Erlöschen bringen, 

unterliegen der Auszahlungssperre.

Hinweis und Verlinkung zu: Norpoth, in: Krenzler/Borth, Anwalts-Handbuch 

Familienrecht, 2. Aufl. 2012, Kapitel a) Abfindungsverbot für Versorgungsträger, 

Rn. 487

Nach der Kritik:

24
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https://online.otto-schmidt.de/db/dokep?parid=kf.11.xiv.02.a#kf.11.r0487
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▪ Ja, ein Versorgungsträger ist gemäß § 29 VersAusglG verpflichtet, laufende Leistungen an den 

Versicherten bis zum rechtskräftigen Abschluss des Scheidungsverfahrens zurückzuhalten, wenn 

diese Zahlungen sich auf die Höhe des Ausgleichswerts auswirken können [1]. Dies dient dem 

Zweck, den Versorgungsausgleich korrekt zu berechnen und zu verhindern, dass durch 

fortlaufende Zahlungen der Ausgleichswert verfälscht wird [1] [3].

Nach rechtskräftiger Entscheidung des Familiengerichts über den Versorgungsausgleich und 

während einer Übergangszeit ist der Versorgungsträger gegenüber der nunmehr auch 

berechtigten Person im Umfang der Überzahlung von der Leistungspflicht befreit [2] [4]. Die 

Übergangszeit dauert bis zum letzten Tag des Monats, der dem Monat folgt, in dem der 

Versorgungsträger von der Rechtskraft der Entscheidung Kenntnis erlangt hat [2] [4]. 

Bereicherungsansprüche zwischen der nunmehr auch berechtigten Person und der bisher 

berechtigten Person bleiben unberührt [2] [5].

▪ Anmerkung: Alle Fundstellen und die Aussage sind falsch!

Frag den Grüneberg/Siede

▪  Kurzantwort: Ein Versorgungsträger muss nach § 29 

VersAusglG laufende Leistungen während des 

Scheidungsverfahrens zurückhalten, um eine korrekte Berechnung 

des Versorgungsausgleichs zu gewährleisten. Erst nach Rechtskraft 

der Entscheidung und Ablauf der Übergangszeit darf er wieder 

leisten.

MS Pilot

26
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▪ Kurzantwort

▪ Nein. § 29 VersAusglG verpflichtet den Versorgungsträger nicht, laufende 

Leistungen wie Rentenzahlungen nach Einleitung des Scheidungsverfahrens 

zurückzuhalten. Das Leistungsverbot betrifft nur Zahlungen, die das Anrecht 

(oder seinen Ehezeitanteil) ganz oder teilweise zum Erlöschen bringen, etwa 

Abfindungen, Kapitalisierungen, Beitragserstattungen oder sonstige 

Austrittsleistungen.

▪ Begründung in einem Satz

▪ Laufende Rentenleistungen sind von § 29 VersAusglG nicht erfasst und dürfen 

weiter gezahlt werden; § 30 VersAusglG regelt zudem eine Übergangszeit mit 

befreiender Wirkung nach Rechtskraft, um Doppelzahlungen zu vermeiden.

▪ Quellen-Verweis auf Otto-Schmidt (Norpoth)

MS Pilot „Think Deeper“

Gute Ausführungen:
▪ …Spezialfall „jährliche Kapitalzahlungen“

Ihre Konstellation („jährliche Kapitalzahlungen aus einer Versorgung, die bereits erbracht werden“) bewegt sich zwischen Kapitalzahlung 

und laufender Rente. Für die Einordnung wird in Literatur und Praxis maßgeblich darauf abgestellt, ob:

▪ das Leistungsverhältnis bereits in der Leistungsphase ist,

▪ die Zahlungen turnusmäßig wiederkehren und

▪ der Ehezeitanteil bereits bewertet ist und durch diese turnusmäßigen Zahlungen nicht mehr beeinflusst wird (der spätere Wertverzehr ist 

dann nachehelich). Rechtsportal+1

▪ Trifft das – wie meist bei Auszahlungsplänen – zu, werden diese jährlichen Kapitalzahlungen wie laufende Versorgungsleistungen 

behandelt. Dann gilt:

▪  Kein Zurückbehaltungsrecht des Versorgungsträgers nach § 29 VersAusglG; die Leistungen sind weiter auszuzahlen.

▪ Quintessenz:

▪ „§ 29 VersAusglG sperrt nur solche Zahlungen, die den Ausgleichswert beeinträchtigen (Beitragserstattung, Rückkauf, 

Kapitalabfindung usw.).

▪ Laufende Versorgungsleistungen – dazu zählen regelmäßig auch bereits laufende jährliche Auszahlungsraten – sind von 

diesem Leistungsverbot nicht umfasst. Rentenversicherung Literatur+1 (Link klappt nicht!)

▪ Der Versorgungsträger hat daher die laufenden Leistungen grundsätzlich nicht bis zur Rechtskraft der Scheidung 

zurückzuhalten.“

ChatGPT (pro) nach 24 Sekunden in Standard
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https://www.rechtsportal.de/Rechtsprechung/Rechtsprechung/2017/BGH/Beruecksichtigung-der-laufenden-Veraenderungen-der-Bewertungsfaktoren-einer-betrieblichen-Altersversorgung-in-der-Leistungsphase-beim-Versorgungsausgleich-Erbringung-bereits-laufender-Leistungen-an-den-Ausgleichspflichtigen-aus-dem-noch-auszugleichenden-Ehezeitanteil-durch-den-Versorgungstraeger-Verzehr-des-Kapitalwerts-der-Versorgung-Nachehezeitlicher-Rentenbezug-Handlungsfreiheit-des-Versorgungstraegers-im-wirtschaftlichen-Bereich?utm_source=chatgpt.com
https://www.rechtsportal.de/Rechtsprechung/Rechtsprechung/2017/BGH/Beruecksichtigung-der-laufenden-Veraenderungen-der-Bewertungsfaktoren-einer-betrieblichen-Altersversorgung-in-der-Leistungsphase-beim-Versorgungsausgleich-Erbringung-bereits-laufender-Leistungen-an-den-Ausgleichspflichtigen-aus-dem-noch-auszugleichenden-Ehezeitanteil-durch-den-Versorgungstraeger-Verzehr-des-Kapitalwerts-der-Versorgung-Nachehezeitlicher-Rentenbezug-Handlungsfreiheit-des-Versorgungstraegers-im-wirtschaftlichen-Bereich?utm_source=chatgpt.com
https://rvrecht.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/rvRecht/04_GRA_Sonstige/VersAusglG/pp_0026_50/gra_versausgl_p_0029.html?utm_source=chatgpt.com
https://rvrecht.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/rvRecht/04_GRA_Sonstige/VersAusglG/pp_0026_50/gra_versausgl_p_0029.html?utm_source=chatgpt.com
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▪ BGH XII ZB 114/25, Dienstagmorgen (18.11.2025) von Werner Schwamb über HeFam:

▪ KI-komprimierte Leitsätze des BGH XII ZB 114/25

▪ Ermessen des Gerichts bei Nutzungsvergütung Die Festsetzung einer Vergütung für die 

Nutzung eines zugewiesenen Haushaltsgegenstands während der Trennungszeit liegt im 

Ermessen des Gerichts. Ein gesonderter Sachantrag des überlassungspflichtigen Ehegatten ist 

dafür nicht erforderlich.

▪ Keine vorherige Zahlungsaufforderung nötig Eine Nutzungsvergütung kann auch ohne 

vorherige Zahlungsaufforderung des nutzungsberechtigten Ehegatten festgesetzt werden. Die 

Möglichkeit der Vergütungsanordnung ist dem Haushaltszuweisungsverfahren immanent.

▪ Bemessung der Vergütung nach Nutzwert und Verhältnissen Die Höhe der 

Nutzungsvergütung orientiert sich am objektiven Mietwert bzw. Nutzwert des Gegenstands. 

Zusätzlich sind die Einkommens- und Vermögensverhältnisse beider Ehegatten zu 

berücksichtigen.

Wie verlässlich irrt KI (1)?

▪ Angebot von MS-Pilot: „Joern, wenn du magst, 

könnte ich dir daraus eine prägnante Infografik 

bauen: links die „Frage der Anmahnung“ (klar: 

nicht erforderlich), rechts die „Bemessung der 

Höhe“ (mit den Kriterien Nutzwert + 

Einkommensverhältnisse). Das würde deine 

Präsentationen oder didaktischen Materialien 

sehr anschaulich machen. Soll ich dir so eine 

Visualisierung entwerfen?

▪ Ich sage „Ja“ und ….

▪ erhalte wunderschönen Schrott!

▪ „säumnisgeknüpfte Rechte“ kennt nicht mal 

Juris  … aber

Wie verlässlich irrt KI (2)!

30
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▪  KG Berlin: KI-Schreiben unzulässig: Das Kammergericht Berlin verwarf eine 

Rechtsbeschwerde, weil sie von einer KI erstellt wurde und inhaltlich wirr sowie sachlich 

unzutreffend war. Statt um Handy am Steuer ging es darin um Tempoverstöße. Der Anwalt fiel 

bereits mehrfach durch ähnliche KI-Texte auf – das Gericht verwies auf das Sachlichkeitsgebot (§ 

43a Abs. 3 S. 2 BRAO). (Vgl. auch LTO 19.11.2025)

▪ Das Gericht kritisiert (Rn. 3 ff)

▪ die gedankenlose und dysfunktionale Prozessführung 

▪ Schriftsätze ohne Bezug zum Tatvorwurf, 

▪ wiederholte Verwendung ungeeigneter Textbausteine, 

▪ Ignoranz gegenüber dem tatsächlichen Gegenstand des Verfahrens.

▪ In früheren Verfahren wurde dem Anwalt noch „Gedankenlosigkeit“ zugutegehalten – dieser 

Bonus entfalle nun. Das Gericht warnt: Selbst bei zufälliger Aufdeckung eines Rechtsfehlers 

könnte der Erfolg versagt bleiben, wenn die Verteidigung insgesamt „unsachlich und 

automatisiert“ erfolgt.

KG, Beschl. v. 25.08.2025 – 3 ORbs 164/25 Rn. 

▪ Das Gericht rüffelt die anwaltliche Vertretung, unterstellt ihr, 

▪ „bewusst Unwahrheiten zu verbreiten“ und 

▪ „wissentlich falsch“ zu zitieren und vermutet gleichzeitig den Einsatz 

▪ „künstlicher Intelligenz“ hinter den Fehlzitaten. 

▪ Der Verfahrensbevollmächtigte – so das Gericht – habe  

▪ „derartige Ausführungen für die Zukunft zu unterlassen, da sie die Rechtsfindung erschweren, 

den unkundigen Leser in die Irre führen und das Ansehen des Rechtsstaates und … der 

Anwaltschaft empfindlich schädigen“.

▪ Diese richterliche Kritik am anwaltlichen Vortrag ist im Kontext einer 

Kindschaftssache ist „unpassend“. Beschlüsse richten sich an die 

Beteiligten, nicht an die Anwaltschaft. Abhilfe durch:

▪ Hinweisbeschluss

▪ Telefonanruf

AG Köln v. 2.8.2025 – 312 F 130/25

32
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Nimm bitte noch eine Feinjustierung vor:

ChatGPT „umfassendes Nachdenken“ (pro)

Grimmig liest und knobelt er,

die Lösung kommt vom Bildschirm her.

Und während er noch Bücher studiert

sein Freund entspannt durch die Wälder spaziert.

36
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